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I.

Juristische Personen des 
öffentlichen Rechts als öffentlichen Rechts als 

Steuersubjekt



I.1 Rahmendaten der Besteuerung (S. 2)

Unternehmer im 
umsatzsteuer-

rechtlichen Sinn

Anknüpfung an 
körperschaft-

steuerrechtliche 

Potentiell Sub-
jekt der Körper-

schaftsteuer

Betriebe ge-
werblicher Art 

von juristischen 

Stehende Ge-
werbebetriebe 

von juristischen 

Potentiell Objekt 
der Gewerbe-

steuer

steuerrechtliche 
Beurteilung, aber 
nur ein Unterneh-
men im umsatz-
steuerrechtlichen 

Sinne

Anstalten 
des öffent-

lichen 
Rechts

Körper-
schaften des 
öffentlichen 

Rechts

von juristischen 
Personen des 
öffentlichen 
Rechts, u.a.

von juristischen 
Personen des 
öffentlichen 

Rechts

Gewinner-
zielungs-
absicht

Teilnahme 
am allg. 

wirtschaft-
lichen Ver-

kehr



I.1 Rahmendaten der Besteuerung (S. 3)

Umsatzsteuer und Wettbewerbsrelevanz

§ 2 Abs. 3 UStG führt 
Anknüpfung an die kör-

perschaftsteuerrechtliche 
Beurteilung herbei

> Hoheitsbetriebe werden 

Art. 13 MwStSystRL

Juristische Personen des 
öffentlichen Rechts gelten 
als Unternehmer auch im 
Rahmen ihrer hoheitlichen > Hoheitsbetriebe werden 

gem. § 4 Abs. 5 KStG 
ausgenommen

> Wettbewerbsrelevanz 
der Tätigkeit ist nach 
Beurteilung im deut-
schen Umsatzsteuer-
recht kein Tatbestands-
merkmal

Rahmen ihrer hoheitlichen 
Tätigkeiten, sofern eine 
„Behandlung als Nicht-

steuerpflichtige zu größe-
ren Wettbewerbsverzer-
rungen führen würde“so Urt. FG Münster 

5 K 6658/03 U v. 
11.12.2008 (Rev. 

unter Az. V R 10/09 
beim BFH anhän-

gig)



I.1 Rahmendaten der Besteuerung (S. 3 f.)

Umsatzsteuer

Umsatzsteuerbarer Leistungs-
austausch setzt voraus

zwei getrennte Rechtspersonen 
(sonst: nicht steuerbarer 

Innenumsatz)

Leistung wird um der Gegen-
leistung willen erbracht 

(synallagmatischer 
Zusammenhang)



I.1 Rahmendaten der Besteuerung (S. 4 f.)

Betriebe gewerblicher Art als Anknüpfungsobjekte des Steuerrechts

Einnahmen

potentiell 
steuerrechtlich 

relevant

Einnahmen aus 
Land- und 

Übrige Einnahmen

steuerrechtlich 
irrelevant

Einnahmen aus 
Vermögens-

Einnahmen der 
Hoheitsbetriebe Land- und 

Forstwirtschaft

BgA kraft unmittelbarer 
Wettbewerbstätigkeit bei 

entsprechendem Vor-
bringen durch die Kör-
perschaft des öffent-

lichen Rechts
Begründung eigener Organisa-

tionsstrukturen: nachhaltig 
mehr als 30.678 € p.a.

„Miterledigung“:
mehr als 130.000 € p.a.

BgA kraft Umsatzes

Vermögens-
verwaltung

Hoheitsbetriebe



I.2 Staatliche Hochschule und Universitätsklinikum als (getrennte)
Steuersubjekte im Rahmen des Kooperationsmodells

(S. 5 f.)

Anknüpfungspunkt der Besteuerung ist die gesetzlich 
verliehene Eigenschaft als Körperschaft oder Anstalt des 

öffentlichen Rechts

Universitätskliniken

(Anstalten des 
öffentlichen Rechts)

Universitäten

(Körperschaften des 
öffentlichen Rechts)

Fachbereich Medizin

erfüllt seine Aufgaben 
in enger Zusammen-

arbeit mit dem 
Universitätsklinikum

gewährleistet 
die Verbindung
der Kranken-

versorgung mit 
Forschung und 

Lehre

nimmt Aufga-
ben in der 

Krankenversor-
gung und im 

öffentlichen Ge-
sundheitswe-

sen wahr

dient dem 
Fachbereich 
Medizin zur 

Erfüllung seiner 
Aufgaben in 

Forschung und 
Lehre

von Verordnungs wegen: eigene hoheitliche 
Aufgaben

Kooperations-

vereinbarung



I.2 Staatliche Hochschule und Universitätsklinikum als (getrennte)
Steuersubjekte im Rahmen des Kooperationsmodells

(S. 7)

Leistung

Mögliche Leistungsaustauschannahme:

Universität
(KöR)

Universitäts-
klinikum
(AöR)

Leistung

Gegenleistung



I.2 Staatliche Hochschule und Universitätsklinikum als (getrennte)
Steuersubjekte im Rahmen des Kooperationsmodells

(S. 8)

Universität
(KöR)

Universitäts-
klinikum
(AöR)

Wärmelieferung

100.000 DM

Gebäudeüberlassung

Tauschähnlicher Umsatz zwischen Universität und Universitätsklinikum

100.000 DM

Rg. über Wärmelieferung

100.000 €

+ 19 % USt. 19.000 €

119.000 €

Rg. über Raumüberlassung

100.000 €

(keine USt., da nicht steu-
erbare Vermögensverwal-
tung)



II.

Steuerrechtlich relevante 
Daten des Hochschul-Daten des Hochschul-

medizingesetzes



II. Steuerrechtlich relevante Daten des Hochschulmedizingesetzes

UniversitätsklinikumFachbereich Medizin gehört der 
Universität an. Ihm obliegen die 

Aufgaben in Forschung und Lehre

unterstützt die
Universität in der

Wahrung ihrer
Aufgaben nach

§ 3 HG (u.a.
Forschung und

Lehre)

nimmt die den
Fachbereich

Medizin betref-
fenden Verwal-
tungsaufgaben
wahr (Auftrags-

verwaltung)

verfolgt aus-
schließlich und
unmittelbar ge-

meinnützige
Zwecke

(S. 9)

> dient dem Fachbe-
reich Medizin der 
Universität zur Er-
füllung seiner Auf-
gaben in Forschung 
und Lehre

> nimmt Aufgaben in Lehre)verwaltung)> nimmt Aufgaben in 
der Krankenversor-
gung und im öffent-
lichen Gesundheits-
wesen wahr

> gewährleistet Ver-
bindung der Kran-
kenversorgung mit 
Forschung und 
Lehre

von Verordnungs 
wegen: eigene 

hoheitliche Aufgaben



II. Steuerrechtlich relevante Daten des Hochschulmedizin-
gesetzes

(S. 10)

Finanzierung und Bilanzierung

VV zu § 4 HWFVO

„Der gesonderte Zuschuss für den laufenden Betrieb für Forschung und 
Lehre im Fachbereich Medizin (§ 31 Abs. 1 Satz 1 HG) ist von der be-
troffenen Hochschule als Ertrag zu vereinnahmen; die Weiterleitung die-
ses Zuschusses stellt einen sonstigen betrieblichen Aufwand dar, der in 
der Ergebnisrechnung der Hochschule auszuweisen ist. Die Bewirt-der Ergebnisrechnung der Hochschule auszuweisen ist. Die Bewirt-
schaftung, Buchführung und Bilanzierung erfolgt nach Maßgabe der 
Rechtsverordnungen für die Universitätskliniken Aachen, Bonn, Düs-
seldorf, Essen, Köln und Münster (Universitätsklinikum-Verordnung –
UKVO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften durch das 
Universitätsklinikum.“ 

Zuschuss für Forschung und Lehre im Fachbereich 
Medizin ist für die Universität in wirtschaftlicher 

Hinsicht ein durchlaufender Posten



II. Steuerrechtlich relevante Daten des Hochschulmedizin-
gesetzes

(S. 10 f.)

Kooperationsvereinbarung

Universitätsklini-
kum stellt nicht-
wissenschaftli-
ches Personal 

Universitätsklini-
kum gestattet 
Nutzung der 

Räumlichkeiten 

Universitätsklini-
kum stellt Geräte 

für Forschung 
und Lehre zur 

Wissenschaftli-
ches Personal ist 

ausschließlich 
Personal der ches Personal 

von Aufgaben in 
der Krankenver-

sorgung für 
Forschung und 

Lehre frei

Räumlichkeiten 
für Forschung 

und Lehre

und Lehre zur 
Verfügung

Personal der 
Universität. Es ist 

verpflichtet, im 
Universitätsklini-
kum Aufgaben 

der Krankenver-
sorgung und im 
öffentlichen Ge-
sundheitswesen 

zu erfüllen



II. Steuerrechtlich relevante Daten des Hochschulmedizin-
gesetzes

(S. 12)

Finanzierung der Aufgabenverteilung gem. 
Kooperationsvereinbarung (Beispielsfall)

Leistungen, die schon vor dem 
1.1.2001 erbracht wurden

unentgeltlich oder gegen 
Verrechnung (Trennungsrechnung)

Leistungen, die erstmals ab dem 
1.1.2001 erbracht werden

sollen gegen Kostenerstattung 
abgerechnet werdenVerrechnung (Trennungsrechnung)

Aufteilung der Aufwendungen nach 
bestimmtem Schlüssel („Mit Hilfe 
der Trennungsrechnung wird eine 
Kostentrennung zwischen den zu-

führungsrelevanten Kostenbestand-
teilen [für Forschung und Lehre] 

und denen sich selbst finanzieren-
den Kostenbestandteilen [für die 
Krankenversorgung] vorgenom-

men.“)

abgerechnet werden

Regelung hat nur Auffangcharakter; 
nicht praxisrelevant



III.

Zusammenarbeit von 
Universität und Universität und 

Universitätsklinik



III.1 Steuerliche Zuordnung der Forschung im medizinischen
Bereich

(S. 13 f.)

> Errichtungsverordnungen (bis 
31.12.2007):
Universität ist für die Erfüllung 
der Aufgaben gem. § 3 HG zu-
ständig (Forschung, Lehre, 
Studium)

Auftragsforschung

„Mittel Dritter können auch zur 
Durchführung von Forschungsvor-

> Hochschulmedizingesetz (ab 
1.1.2008):
Universitätsklinikum dient dem 
Fachbereich Medizin zur Erfül-
lung seiner Aufgaben in For-
schung und Lehre

Durchführung von Forschungsvor-
haben in den Universitätskliniken 
verwendet werden. ... Die Durch-

führung von Vorhaben [erg.: dieser 
Art] ist Teil der Hochschulfor-

schung.“
(§ 71 Abs. 1 HG NW)



III.2 Steuerrechtliche Würdigung der Kooperation zwischen
Universität und Universitätsklinikum

(S. 14 f.)

Verwaltungsauffassung im Rahmen einer 
steuerlichen Außenprüfung

Rechtliche Verselbständigung des Universitätsklinikums führt zu 
tauschähnlichen Umsätzen (insbesondere Personalgestellung)

2.1 Rechtsauffassungen der Finanzverwaltung

Universität
(KöR)

– wissenschaftli-
ches Personal –

– nicht-wissen-
schaftliches
Personal –

Universitäts-
klinikum (AöR)

Gestellung zu

Forschung und Lehre

Gestellung zur

Krankenversorgung



III.2.1 Rechtsauffassungen der Finanzverwaltung (S. 15 f.)

Personalgestellung (nach Vfg. verschiedener Oberfinanzdirektionen)

wissenschaftliches Personal 
an Universitätsklinik

Einsatz für ho-
heitliche Zwecke

Einsatz zu For-
schung und Lehre 
sowie Krankenver-
sorgung und Über-

wiegen der For-

Einsatz zu nicht-ho-
heitlichen Zwecken

nicht-wissenschaftliches 
Personal an Universität

Überlassung nur 
Altpersonal

Überlassung auch 
von Neupersonal

kein BgA

wiegen der For-
schungstätigkeit

kein BgA kein BgA, wenn 
kumulativ

insgesamt BgA

Folge organisa-
torischer Zwänge

Interesse des 
Beschäftigten

Begrenzung auf 
Personalbestand  
im Zeitpunkt der 

Umwandlung

nicht äußeres Bild 
eines Gewerbe-

betriebs



III.2.1 Rechtsauffassungen der Finanzverwaltung (S. 17 f.)

Umsatzsteuerfreiheit der Personalgestellung

> Einsatz wissenschaftlichen Personals im Rahmen der Heilbehandlung, 
wenn

BFH-Urt. V R 46/04 v. 26.1.2006, BStBl. 2006 II, 481:

> überlassender Fachbereich Medizin als „Einrichtung ärztlicher Heilbe-
handlung, Diagnose oder Befunderhebung“ einzustufen wäre.

Problematik: Fachbereich Medizin dient Forschung und Lehre



III.2.2 Personalgestellung und weitere Leistungen als Bei-
standsleistung

(S. 18)

Beistandsleistung

Wahrnehmung der hoheitlichen Aufgaben einer anderen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts durch eine juris-

tische Person des öffentlichen Rechts ist als hoheitliche tische Person des öffentlichen Rechts ist als hoheitliche 
Tätigkeit anzusehen und begründet bei der Beistand leis-

tenden juristischen Person des öffentlichen Rechts keinen BgA. 



III.2.2 Personalgestellung und weitere Leistungen als Bei-
standsleistung

(S. 18 f.)

Beistandsleistung

Unschädlich gar, wenn Beistandsleistung sich auf Teilaufgabe 
bezieht, welche für sich keinen hoheitlichen Charakter hat (z.B. 

Rechenzentrum für verschiedene Gebietskörperschaften)Rechenzentrum für verschiedene Gebietskörperschaften)

Steuerrechtlich aber immer erheblich, wenn Beistandsleistung 
an BgA der anderen juristischen Person des öffentlichen 

Rechts erbracht wird



III.2.2 Personalgestellung und weitere Leistungen als Bei-
standsleistung

(S. 19-23)

Beistandsleistung

Leistungen des 
Universitätsklinikums an 

Universität 

Einsatz im 
Rahmen des 

Uniklinikum 
stets BgA, aber 

Abschn. 23 Abs. 
15 Beispiel 6 

Leistungen der 
Universität an 

Universitätsklinikum

Uniklinikum ist 
insgesamt BgA

Uniklinikum ist 
gemeinnützigRahmen des 

Hoheitsbetriebs
stets BgA, aber 
irrelevant, wenn 
Tätigkeit in iso-
lierender Sicht 
hoheitlichen 

Zwecken dient

15 Beispiel 6 
UStR 2008: 

Personalgestel-
lung aus BgA an 
Hoheitsbe-trieb 

ist nur dann 
irrelevant, wenn 
Bediens-teter 

zuvor in 
Hoheitsbetrieb 
zurückberufen 

wird

insgesamt BgA gemeinnützig

Leistung 
steuerbar 

(Abschn. 23 
Abs. 15 

Beispiel 3 
UStR 2008)

Literaturauf-
fassung: Leis-
tung steuer-

rechtlich 
unerheblich



III.2.2 Personalgestellung und weitere Leistungen als Bei-
standsleistung

(S. 23)

trifft nicht auf Personal-
gestellung im Rahmen 

Beistandsleistung als Lösung im Rahmen einer steuerlichen Außenprüfung

„Die Betriebsprüfung wertet die 
Zusammenarbeit der [Universität] 
mit der Uniklinik ... auf dem Gebiet 
von Forschung und Lehre (hoheitli-

che Grundlagenforschung) ein-
schließlich der wechselseitigen 
Gestellung von wissenschaftli-

wechselseitige Personal-
gestellung ist hoheitliche 

Beistandsleistung

Begründung:
Hoheitlichkeit der gestellung im Rahmen 

der Auftragsforschung 
zu; wird diese entgol-
ten, ist von Seiten des 
Klinikums in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer 
bei der Universität aber 
als Vorsteuer abzugs-

fähig

Gestellung von wissenschaftli-
chem und nicht-wissenschaftli-
chem Personal im Rahmen des 
Kooperationsvertrages als eine 

hoheitliche Beistandsleistung, wo-
bei der Einsatz für Forschung und 
Lehre und der Einsatz zur Kran-

kenversicherung derart ineinander 
greifen, dass eine genaue Abgren-
zung nicht möglich ist. Ertrag- und 
umsatzsteuerliche Konsequenzen 

ergeben sich insoweit nicht.“

Hoheitlichkeit der 
Forschung und Lehre, 
der das Universitäts-

klinikum dient



III.2.3 Leistungsvereinigung statt Leistungsaustausch (S. 24 f.)

Innenumsatz

Leistung der Universität „an das 
Universitätsklinikum“, soweit auf 

den Fachbereich Medizin
entfallend

Leistungsvereinigung

Personen schließen sich zu 
gemeinsamem Handeln

zusammen
entfallend

Leistung wird nicht in Erwartung 
einer Gegenleistung, sondern zur 
Erreichung des übergeordneten 

Zwecks erbracht



III.2.3 Leistungsvereinigung statt Leistungsaustausch (S. 25)

Sicherstellung des Handelns zur Erreichung 

Forschung und Lehre unter Einbindung der 
Krankenversorgung und des öffentlichen 

Gesundheitswesens

Übergeordneter Zweck der Zusammenarbeit 
von Universität und Universitätsklinikum

Sicherstellung des Handelns zur Erreichung 
dieses Zweckes

Entscheidungen der Universitäts-
klinik, die Forschung und Lehre 
betreffen, sind im Einvernehmen 
mit dem Fachbereich Medizin zu 

treffen

Angelegenheiten von Forschung 
und Lehre des Fachbereichs Medi-
zin sind im Einvernehmen mit der 
Universitätsklinik zu entscheiden, 

soweit das öffentliche Gesundheits-
wesen und die Krankenversorgung 

betroffen sind



III.2.3 Leistungsvereinigung statt Leistungsaustausch (S. 26)

Leistungen werden nicht mit dem Zweck 
erbracht, eine Gegenleistung zu erhalten 
(Finalität), sondern dienen der Erreichung 

eines gemeinsamen Ziels

Leistungsvereinigung

Problematisch ist hingegen 
tatsächliche Inrechnungstellung
von Aufwendungen (Leistungsaus-
tausch, wie z.B. bei Abrechnung 

von Energielieferungen, soweit kein 
Innenumsatz)

Zuordnung der Kosten nach 
Quoten stellt kein Leistungsentgelt 
dar, sondern Kostenverteilung (kein 

Leistungsaustausch)



III.2.3 Leistungsvereinigung statt Leistungsaustausch (S. 26 f.)

Hinweise zur Kooperationsvereinbarung

Verknüpfung von Leis-
tungen eines Koopera-
tionspartners mit einer 

Gegenleistung sollte nicht 

Empfehlenswert sind allge-
meine Regelungen zur Ge-
stattung der Mitnutzung 
für Zwecke von Forschung 

Kostentrennung nach 
Schlüsselung

Gegenleistung sollte nicht 
vorgesehen sein

für Zwecke von Forschung 
und Lehre, nicht hingegen 
Abreden, die auf synallag-
matisches Leistungsaus-

tauschverhältnis schließen 
lassen könnten



III.2.3 Leistungsvereinigung statt Leistungsaustausch (S. 27 f.)

FinMin. NRW geht mit Schreiben S 2706 – 159 – V B 4 v. 20.10.1999, n.v., ebenfalls von 
einer nicht steuerbaren Leistungsvereinigung aus:

„Der Einsatz von wissenschaftlichem Personal der Universität für die Kranken-
versorgung der Universitätskliniken führt auch nach Verselbständigung der Uni-
versitätskliniken nicht zur Annahme eines steuerpflichtigen Betriebs gewerbli-
cher Art.

Das Finanzministerium schließt sich insoweit der Auffassung der Finanzministe-
rien der Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz an, wonach die Tätig-
keiten des wissenschaftlichen Personals der Universitätskliniken einerseits For-
schung und Lehre und andererseits der Krankenversorgung dienen und derart 
ineinander greifen, dass eine genaue Abgrenzung nicht möglich ist. Kann eine 
Tätigkeit nicht eindeutig dem hoheitlichen oder dem wirtschaftlichen Bereich zu-
geordnet werden, ist auf die überwiegende Zweckbestimmung abzustellen.



III.2.3 Leistungsvereinigung statt Leistungsaustausch (S. 28)

Sie haben in den gemeinsamen Besprechungen dargelegt, dass die überwiegen-
de Zweckbestimmung für den Personaleinsatz im Bereich von Forschung und 
Lehre liegt.

Leistungsbeziehungen zwischen Universität und Klinikum ergeben sich nach 
der dargestellten Gestaltung nicht, die geplanten Regelungen dienen nicht als 
Leistungs- und Rechnungslegungsvorschriften, sondern als Kalkulationsgrund-
lage innerhalb des Klinikums.lage innerhalb des Klinikums.

Dementsprechend wird auch mit dem Einsatz von Sachmitteln des Klinikums für 
Zwecke von Forschung und Lehre keine entgeltliche Leistung an die Universi-
tät bewirkt; vielmehr nimmt das Klinikum insoweit seine eigenen hoheitlichen 
Aufgaben wahr.“



IV.

Rechnungslegung



IV. Rechnungslegung (S. 29 f.)

Fachbereich Medizin

mit Bezug auf die klinische 
Auftragsforschung ergeben 

sich keine ertragsteuerli-
chen Konsequenzen, da 

sie nach § 5 Abs. 1 Nr. 23 
KStG, § 3 Nr. 30 GewStG 

steuerfrei gestellt ist

gesonderter Jahresab-
schluss aus steuerlichen 
Gründen nicht vonnöten 
(Zuordnung der Aufwen-
dungen und Erträge nach 

Trennungsrechnung reicht, 
die das Ergebnis für Fach-

gesonderter Jahresab-
schluss auch auf Grund 
außersteuerrechtlicher 

Normen nicht vorgegeben

Fachbereich Medizin steuerfrei gestellt ist die das Ergebnis für Fach-
bereich Medizin ausweist)

Fachbereich Medizin 
rechnet zur Universität

wird für Universität ein Jah-
resabschluss nach kauf-

männischen Grundsätzen 
erstellt, ist darin aber ge-

rade nicht der Fachbereich 
Medizin integriert (VV zu

§ 4 HWFVO)


